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Genehmigung der Nutzungsplanung schafft Anreize für bauliche Veränderungen entlang der Landstrasse 
Die Teiländerung der Nutzungsplanung Landstrasse will Grundeigentümern entlang der Landstrasse Anreize für Investitionen in ihre Liegenschaften eröffnen. Gleichzeitig soll jedes Baugesuch seinen Beitrag zur Aufwertung der Landstrasse leisten. Neu gilt für die Gesamtgemeinde eine flexiblere Regelung bezüglich der Anzahl Pflichtparkplätze.  Mit der Genehmigung durch den Regierungsrat wird die neue Nutzungsplanung nun rechtsverbindlich. 
Die Landstrasse verlor in der Vergangenheit als Einkaufsort und im Erscheinungsbild an Attraktivität. Die bisherigen Bauregeln erschwerten zudem die erwünschte qualitative Innenentwicklung. Unter dem Titel "Zukunft Landstrasse" initiierte der Gemeinderat daher im Jahre 2011 eine gesamtheitliche Entwicklungsplanung. Diese Planung erfolgte nicht im stillen Kämmerlein, sondern in einem intensiven Dialog. Insgesamt 340 Teilnehmende aus dem Kreis der betroffenen Grundeigentümer, der ansässigen Gewerbetreibenden und der interessierten Bevölkerung brachten ihre Ansprüche in den Jahren 2012 / 2013 in mehreren Veranstaltungen ein. 
Im Sommer 2014 konnte der Gemeinderat den Masterplan Landstrasse verabschieden. Dieser hält fest, wo vornehmlich gewohnt und gearbeitet werden und wo das Einkaufen im Zentrum stehen soll. Er zeigt auf, wie sich der Verkehr organisieren lässt, was es bei der baulichen Innenentwicklung zu beachten gilt und wie der öffentliche Raum gestaltet werden soll. 

Mit einer auf dem Masterplan basierenden "Teiländerung Nutzungsplanung Landstrasse" schuf der Gemeinderat nun die baurechtlichen Voraussetzungen für Investitionen in den Gebäudebestand der mehr als 600 Grundeigentümerschaften entlang der Landstrasse. Nach der Beschlussfassung durch den Einwohnerrat im November 2016 erfolgte nun die Genehmigung durch den Kanton, womit die neue Nutzungsplanung rechtsverbindlich geworden ist. 

Gemeindeammann Roland Kuster: "Dank des partizipativen Prozesses und der breiten Abstützung des Masterplans in der Bevölkerung konnten wir die Teiländerung der Nutzungsplanung innerhalb von nur zwei Jahren zur Genehmigungsreife bringen - angesichts der Komplexität der Vorlage und der grossen Anzahl Betroffener ein sehr erfreulicher Umstand." 
Gleichzeitig mit der Genehmigung der Nutzungsplanung tritt auch das "Reglement über die Spiel- und Erholungsflächen" in Kraft. Mit diesem kann in der Zone Landstrasse in besonderen Fällen von der Mindestgrösse für Spiel- und Erholungsflächen abgewichen werden. Damit wird für Bauherrschaften der Handlungsspielraum zur Sicherstellung der Aussenraumqualität vergrössert, indem diese Flächen auch gemeinsam und parzellenübergreifend am zweckmässigen Ort entstehen können.
Um Bauherrschaften und Architekten das Planen zu erleichtern, hat der Gemeinderat die geltenden Anforderungen in einer "Richtlinie des Gemeinderates für Bauvorhaben in der Zone Landstrasse" zusammengefasst. Diese erläutert neben inhaltlichen Rahmenbedingungen insbesondere auch den Prozess, wie bei einem Bauvorhaben in der Zone Landstrasse vorzugehen ist.
Sämtliche Unterlagen sind ab sofort auf der Gemeindehomepage unter dem Suchbegriff Zukunft Landstrasse abrufbar. Die zentralen Dokumente wie der neue Bauzonenplan, die neue Bau- und Nutzungsordnung oder die erwähnte Vollzugsrichtlinie finden sich auch unter den Publikationen der Bauverwaltung und Planung. 
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	Zentrale Inhalte der Vorlage

a) Qualitativ hochwertige Innenentwicklung

Es gilt der Grundsatz, dass jedes Bauvorhaben in der Zone Landstrasse (ZL) seinen Beitrag an deren gestalterische Aufwertung leisten soll. Hierzu werden Bauvorhaben durch die Ortsbildkommission begleitet.

In der ZL lassen sich bei Regelbauweise 4 Vollgeschosse (VG) plus Attika (A) realisieren. In den Teilgebieten B (2 VG + A) und C (3 VG + A) bestehen abweichende Regelungen. 

Im erweiterten Zentrumsbereich besteht die Möglichkeit für freiwillige Gestaltungspläne (GP), ohne Berücksichtigung einer konkreten Ausnützungsobergrenze. Schlüsselorte wie die Gebiete für höhere Gebäude oder das Mischgebiet mit Schwerpunktnutzung Arbeiten (Teilgebiet D) sind mit einer GP-Pflicht belegt. Für GP gelten klare Qualitätsvorgaben. In Gestaltungsplangebieten wie auch bei Arealüberbauungen ist gegenüber der Regelbauweise ein zusätzliches VG möglich, sofern die Qualitätsanforderungen gemäss Baugesetz erfüllt sind.  

b) 1 Zone mit 5 Teilgebieten anstelle von 5 verschiedenen Zonen

Die übergeordneten Bestimmungen in der ZL wurden vereinheitlicht und die baurechtlichen Regeln nach Möglichkeit angeglichen. Dadurch wird der Aufwand für Bauwillige wie Behörden im Vollzug reduziert und das Erscheinungsbild gestärkt. Gleichzeitig sind innerhalb der ZL fünf Teilgebiete ausgeschieden, in denen spezifische Regelungen gelten. Dies trägt der Vielfalt entlang der Landstrasse Rechnung.
c) Gliederung mit 5 Orientierungsorten 

Zur leichteren Orientierung sind entlang der Landstrasse an wichtigen Knoten fünf Orientierungsorte ausgeschieden. An diesen sind bauliche Akzente mittels höherer Bauten in einer sorgfältig gestalteten Umgebung möglich. Sofern die Qualitätsanforderungen erfüllt werden, sind in den H1-Gebieten bis 9 VG bei einer max. Höhe von 33.1 m zulässig, in H2-Gebieten 7 VG und max. 25.6 m. Aufgrund der natürlicherweise hohen Publikumsfrequenzen sind hier publikumsorientierte Nutzungen (wie z.B. kleinere Verkaufsnutzungen) in den Erdgeschossen vorgegeben. Damit übernehmen diese Orientierungsorte auch eine Funktion für die angrenzenden Quartiere.
d) Attraktivitätssteigerung des Zentrums 

An den Eingangsbereichen zum Zentrum am "Raben-" resp. "Weinkreisel" sind städtebauliche Akzente in Form von höheren Gebäuden möglich. Im Zentrum sind publikumsorientierte Nutzungen im Erdgeschoss Pflicht. Grössere Verkaufsnutzungen (> 500 m2) sind nur hier möglich.
Bei Neubauten wird der Raum zwischen Gebäude und Strasse durch Arkaden vergrössert. Damit erhalten die Geschäfte mehr witterungsgeschützten Raum im Aussenbereich, die Einkaufenden mehr Platz zum Flanieren und Elemente wie Parkplätze oder Bäume den notwendigen Raum. Es werden Voraussetzungen geschaffen, um Parkierungsanlagen dereinst an ein Parkleitsystem anschliessen zu können.   

e) Durchmischte Nutzweise, mit Arbeitsschwerpunkt im Teilgebiet D

Die ZL soll sich durch einen guten Nutzungsmix mit Wohnen, Dienstleistungen und höchstens mässig störendem Gewerbe auszeichnen. Konkrete Nutzungsvorgaben bestehen nur an wenigen Orten, wie z.B. publikumsorientierte EG-Nutzungen im Zentrum und an Orientierungsorten. Im Teilgebiet D soll ein Mischgebiet mit Schwerpunktnutzung Arbeiten entstehen. Zum Schutz des Gewerbes besteht ein max. Wohnanteil von 40 %.
f) Mehr Spielräume für Grundeigentümer bei Parkierung 

Die neuen Regeln ermöglichen Bauherrschaften in der Gesamtgemeinde, die Anzahl Pflichtparkplätze stärker zu reduzieren als bisher möglich. Werden auf Basis eines Mobilitätskonzepts griffige Massnahmen zur Reduktion des motorisierten Individualverkehrs getroffen (z.B. durch Carsharing, Pool-Parkplätze oder Anreizsysteme zur Benützung des öffentlichen oder Fuss- und Veloverkehrs), so können neu sogar autoarme oder in gewissen Teilen der Gemeinde auch autofreie Siedlungen bewilligt werden.
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